
GEMEINDE  ARESING

11. Änderung  des FIächennutzungspIanes
,,Baustoffrecycling  Obenveilenbach"

Zusammenfassende  Erklärung  gem.  § 6a Abs.  1 BauGB  zur  Öffentlichkeits-  und Behörden-
beteiligung

Berücksichtigung  der  Umweltbelange

Eine Bestandsaufnahme  der umweltrelevanten  Schutzgüter,  die durch das Vorhaben  betroffen
sein können, wurde im Umweltbericht  zur Änderung  des Flächennutzungsplanes  durchgeführt.
Darin erfolgte  auch eine Prognose  zur Entwicklung  des Umweltzustandes.

Beteiligung  der Öffentlichkeit  (§ 3 Abs.  1 u. 2) und Anhörung  der Behörden  und sonstiger
Träger  öffentlicher  Belange  (§ 4 Abs.  I u. 2)

Im Zuge  der Beteiligung  der Öffentlichkeit,  der Behörden  und sonstiger  Träger  öffentlicher  Belange
wurden  folgende  Anregungen  aus Stellungnahmen  in den Flächennutzungsplan  eingearbeitet:

Das Landratsamt  Neuburg-Schrobenhausen  machte  im Verlauf  der frühzeitigen  Beteiligung  auf
den fehlenden  Umweltbericht  aufmerksam,  der wie üblich im weiteren  Verfahren  ergänzt  wurde.

Das Landratsamt  Neuburg-Schrobenhausen,  Immissionsschutz,  befürwortete  die Standortwahl
aufgrund  des Abstands  von über 400 m zur nächsten  schützenswerten  Wohnbebauung.

Die Regierung  von Oberbayern,  höhere  LandespIanungsbehörde  sowie der Regionale  Planungs-
verband  wiesen  auf die Ausnahme  des Anbindegebots  an bestehende  Siedlungsflächen  für  die

BaustoffrecycIinganIage  wegen  des Immissionsschutzes  (Lärm)  sowie  den vorbelasteten  Standort
hin. Aus Gründen  des Flächensparens  kann demnach  auf die Wiederherstellung  der ursprüngli-

chen Nutzung  (Aufforstung)  im Bereich  der BaustoffrecycIinganIage  auf der Fläche  des Kies- und

Sandabbaus  verzichtet  werden.

Die Regierung  von Oberbayern  und der Regionale  Planungsverband  verwiesen  jedoch  genauso

wie das Amt für Ernährung,  Landwirtschaft  und Forsten auf die erforderliche  flächengleiche  Er-

satzaufforstung,  die im Zuge  des BebauungspIanverfahrens  festgesetzt  wurde.

Außerdem  bat die Regierung  von Oberbayern  um Berücksichtigung  der Belange  der Unteren  Na-

turschutzbehörde  aufgrund  der Lage im landschaftlichen  Vorbehaltsgebiet  Nr. 11 ,,Hügellandschaf-
ten des Donau-lsar-HügeIlandes".  Die Untere  Naturschutzbehörde  hat keine grundsätzlichen  Ein-

wände  gegen die Lage im landschaftlichen  Vorbehaltsgebiet  geäußert.

Das Wasserwirtschaftsamt  machte  auf die Hinweiskarte  ,,Oberflächenabfluss  und Sturzflut"  auf-
merksam,  nach der sich auf der FINr.839/4  in Unterweilenbach  eine Geländesenke  befindet,  in der
sich bei Starkregen  zufließender  Oberflächenabfluss  sammeln  kann. Die Gemeinde  führte  hierzu
das Entwässerungskonzept  im Rahmen  des Bebauungsplans,  durch das die Niederschlagswas-
serbeseitigung  geregelt  wird, an.

Aufgrund  des Hinweises  des Gesundheitsamts,  dass mit der Nutzung  von Grauwasser  für Wasch-
becken kein Einverständnis  besteht,  wurde die Nutzung von Grauwasser  gestrichen.  Ein An-
schluss  an die öffentliche  Wasserversorgung  kann falls notwendig  bei Bedarf  erfolgen.  Dies ist mit
der Gemeinde  und dem Wasserzweckverband  abzustimmen.  Im Ubrigen sind die Vorgaben  der
Fachbehörden  zu berücksichtigen.  Derzeit  ist kein TrinkwasseranschIuss  geplant.  Des Weiteren  ist
auf das Bebauungsplanverfahren  zu verweisen.

Die Gemeinde  Gerolsbach  wie auch mehrere  Bürger  regten Immissionsschutzuntersuchungen  an.
Auf  Bebauungsplanebene  wurde  daraufhin  auf  die  Schalltechnische  Untersuchung  vom
28.05.2025  sowie die Gutachtlichen  Stellungnahme  zur Luftreinhaltung  vom 22.07.2025,  die im
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Zuge des immissionsschutzrechtIichen  Genehmigungsantrags  für die BauschuttrecycIinganIage
erstellt  wurden,  verwiesen.

Die Stellungnahmen  von Seiten der Öffentlichkeit  bezogen  sich im Wesentlichen  auf Belange  des
Bebauungsplans  und wurden  deshalb  im BebauungspIanverfahren  behandelt.

PIanungsaIternativen

Standorahl

Die geplante  Sondergebietsfläche  liegt am östlichen  Rand des landschaftlichen  Vorbehaltsgebiet
,,Hügellandschafien  des Donau-Isar-HügelIandes",  welches  durch großflächige  Wälder  gekenn-

zeichnet  wird. Grundsätzlich  sind Vorhaben  innerhalb  von Vorbehaltsgebieten  nicht ausgeschlos-

sen. Den naturschutzfachlichen  und landschaftspfIegerischen  Belangen  ist jedoch besonderes
Gewicht  beizumessen.

Weiterhin  favorisiert  das Bay. LandesentwickIungsprogramm  2023 grundsätzlich  Innenentwicklung
vor Außenentwicklung.  Die Zersiedlung  der Landschaft  soll vermieden  und neue Siedlungsflächen

an geeignete  Siedlungseinheiten  angebunden  werden.

Ausnahmen  davon sind allerdings  möglich,  wenn von Anlagen  schädliche  Umwelteinwirkungen,
insbesondere  durch Luffverunreinigungen  oder Lärm auf dem Wohnen  dienende  Gebiete  ausge-

hen würden  (vgl. Bayerisches  LandesentwickIungsprogramm  (LEP) 3.3 (Z), Ausnahme  Nr. 4).

Das Betreiben  einer BaustoffrecycIinganIage  (es ist beim Brechen und Klassifizieren  von Bau-

schutt  von einem adäquaten  SchaIIleistungspegel  von deutlich  über 100 dB(A) auszugehen)  kann

regelmäßig  solchen  Nutzungsformen  zugeordnet  werden.

Auf diese Ausnahme  vom Anbindegebot  hat auch die Regierung  von Oberbayern  in der Stellung-
nahme  vom 30.09.2024  hingewiesen.

Für Anlagen,  die nach Immissionsschutzrecht  genehmigt  werden  müssen  (erheblich  belästigende
Gewerbetriebe)  sieht  die BauNVO  Industriegebiete  im Sinne  des § 9 BauNVO  vor. Industriegebiete
selbst  liegen innerhalb  der Gemeinde  Aresing  jedoch  nicht  vor.

Folgende  Gründe  sprechen  trotz der Lage innerhalb  des landschaftlichen  Vorbehaltsgebiets  für

den Standort:

*  Vorbelastung  des Standorts  durch Kiesabbau  und Verfüllung  mit Fremdmaterial

*  Bestand  der befristet  genehmigten  BaustoffrecycIinganIage

*  Der Zufahrtsbereich  ist für Schwerverkehr  ausgebaut.

*  Die Flächen  zum Baustoffrecycling  sowie  Lagerflächen  sind großteils  schon asphaltiert.

*  Durch die Wiederverfüllung  können die ursprünglichen  Bodenfunktionen  voraussichtlich  nicht
vollständig  wiederhergestellt  werden  (z.B. Verdichtungen),  sodass  Gehölze  nicht wie auf na-
türlich  gewachsenem  Boden stocken.

* Die Wiederaufforstung  der angrenzenden  Flächen,  welche  nicht durch das Sondergebiet  in
Anspruch  genommen  werden,  ermöglicht  die Eingrünung  der Flächen und damit die Einbin-
dung in das Landschaftsbild.

@ Die Waldflächen,  die durch die Ausweisung  des Sondergebiets  nicht hergestellt  werden  kön-

nen, werden  flächengleich  an anderer  Stelle  ersetzt.

Folgende  Punkte  wurden  weiterhin  bei der Standortwahl  berücksichtigt:

* Die Einhaltung  des Anbindegebots  an bestehende  Siedlungsflächen  ist aufgrund  des Immissi-
onsschutzes  (v.a. Lärm) nicht möglich.

* Die Ansiedlung  von BaustoffrecycIinganIagen  in Industriegebieten  wäre grundsätzlich  möglich.
In der Gemeinde  Aresing  gibt es jedoch  kein Industriegebiet.
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Im Gewerbegebiet  südlich  von Aresing  ist großflächig  die Fa. Bauer  mit Produktions-  und La-

gerhallen  als auch  Büroräumen  angesiedelt  sowie  weitere  kleinere  Gewerbebetriebe.

Aus  immissionsschutzfachIicher  Sicht  ist eine  Ansiedlung  der  Recyclinganlage  innerhalb  der

GewerbegebietsfIächen  aufgrund  der  Lärm-  und Staubimmissionen,  auch  bei Einhaltung  des

Standes  der  Technik,  aufgrund  der  eingesetzten  und zu verarbeitenden  Materialien  aus  fachli-

cher  Sicht  nicht  zu befürworten.

*  Mit  der  Lage  im Außenbereich  liegen  keine  besonders  schützenswerten  Wohn-  oder  Büronut-

zungen  in unmittelbarer  Nähe  vor.  Es wäre  eine  konfliktarme  Ansiedlung  eines  Recyclingbe-

triebs  möglich.

Die nächstgelegenen  Wohnhäuser  befinden  sich  ca. 340  m östlich  sowie  ca. 600  m südwest-

lich der  geplanten  SondergebietsfIäche.

StandortaIternativen

Mit Schreiben  vom  04.10.2024  haben  die Bayerischen  Staatsministerien  für Wohnen,  Bau und

Verkehr  sowie  Umwelt  und Verbraucherschutz  Hinweise  zur  Bauplanungs-,  immissionsschutz-,

abfall-,  und  wasserrechtliche  Beurteilung  von Baustoffrecyclinganlagen  an bestehenden  und  im

Einzelfall  geeigneten  Baustoffgewinnungsbetrieben  mit Bezug  auf  die am 01.08.2024  in Kraft  ge-

tretene  Verordnung  über  Anforderungen  an den Einbau  von mineralischen  Ersatzbaustoffen  in

technische  Bauwerke  vom 9. Juli 2024  (Ersatzbaustoffverordnung  -  Ersatzbaustoffü/,  BGBI.  I S

2021)  herausgegeben.  Die  folgenden  Ausführungen  beziehen  sich  darauf:

(...)  Nach  § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB  ist  ein Vorhaben  im Außenbereich  zulässig,  wenn  es,,wegen

seiner  besonderen  Anforderungen  an die Umgebung,  wegen  seiner  nachteiligen  Wirkung  auf  die

Umgebung  oder  wegen  seiner  besonderen  Zweckbestimmung  nur  im Außenbereich  ausgeführt

werden  soll.

- In Auslegung  dieser  Regelung  prüft  die Rechtsprechung  zunächst,  ob entsprechende  Anla-

gen überhaupt  auf  eine  Situierung  im Außenbereich  angewiesen  sind  bzw. nicht  vielmehr  auf  in

der  Gemeinde  ausgewiesene  Industriegebiete  verwiesen  werden  W5nnen.  (...)

Für  Anlagen,  die nach  dem Immissionsschutzrecht  genehmigt  werden  müssen  (erheblich  belästi-

gende  Gewerbebetriebe)  sieht  die BauNVO  Industriegebiete  im Sinne  des  § 9 BauNVO  vor. In-

dustriegebiete  selbst  existieren  innerhalb  der  Gemeinde  Aresing  jedoch  nicht.

Die gewerbliche  Nutzung  konzentriert  sich im Gemeindegebiet  auf  den  Standort  südlich  Aresing.

Dort  ist großflächig  die Fa. Bauer  mit  Produktions-  und Lagerhallen  als auch  Büroräumen  angesie-

delt  sowie  weitere  kleinere  Gewerbebetriebe.

Aus  immissionsschutzfachIicher  Sicht  ist eine  Ansiedlung  der  Recyclinganlage  innerhalb  der  Ge-

werbegebietsflächen  aufgrund  der  Lärm-  und  Staubimmissionen,  auch  bei Einhaltung  des  Standes

der  Technik,  aufgrund  der  eingesetzten  und  zu verarbeitenden  Materialien  aus immissionsschutz-

fachlicher  Sicht  nicht  zu befürworten.

- Weitere  Zulässigkeitsvoraussetzung  des  § 35  Abs.  1 Nr. 4 BauGB  ist  nach  der  Judikatur  die

Begründung  einer  besonderen  Außenbereichspräferenz  (Kriterium  des  ,,SO//6)/7S"), wonach  das

Vorhaben  in besonderem  öffentlichen  Interesse  liegen  muss  und  nicht  überwiegend  aus  wirtschaft-

lichem  Eigeninteresse  errichtet  werden  soll.

Mit der  neuen  Rechtslage  der  Ersatzbaustoff\/  könnte  gem.  Schreiben  der  Bayerischen  Staatsmi-

nisterien  das  öffentliche  Interesse  an der  Verwertung  durch  Recycling  von  Bau-  und  Abbruchabfäl-

len und  der  besondere,,Gemeinwohlbezug"  neu  und  deutlich  höher  bewertet  werden.  Wie  nämlich

in der  VO-Begründung  ausdrücklich  aufgezeigt  wird,  liegt  dieser  Verordnung  auch  die gesetzgebe-

rische  Intention  zur,,Unterstützung  der  notwendigen  Transformation  zu einer  ressourcenschonen-

den  und  auf  Nachhaltigkeit  ausgerichteten  Kreislaufwirtschaft"  zugrunde,  d. h. nicht  vermeidbare

Abfälle  sind  durch  einen  recyclinggerechten  Abbruch  im Wirtschaftskreislauf  zu halten  und  letztlich

die optimale  Verwertung  mineralischerAbfälle  sicherzu  stellen.  (...)

Gleichzeitig  wird  damit  dem  Auffrag  in Art. 20a  GG und  Art. 141  BV  zum  Schutz  der  natürlichen

Lebensgrundlagen  entsprochen.  (...)

3



Dieser  umweltrechtliche  und -politische  Paradigmenwechsel  im Sinn der  Optimierung  der  Kreis-
landwirtschaft  ist geeignet,  auch  das  -  für  die Annahme  einer  Außenbereichs-  Adäquanz  i. S. v. §
35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB  geforderte  -  öffentliche  Interesse  und  den besonderen,,Gemeinwohlbezug"
der  Recyclinganlagen  neu zu definieren.  Das Recycling  kann nicht  mehr  wie nach der  alten
Rechtslage  nur  als,,umweltpoIitisch  billigenswert  bzw. erwünscht"  (so VG Potsdam  aaO  unter  Be-
zug auf  BVerwG)  bewertet  werden,  sondern  stellt  sich als prioritäres  öffentliches  Interesse  dar
(ähnlich  dem,,überragenden  öffentlichen  Interesse"  i. S. v. § 2 EEG).  Damit  ist aber  -  bezogen  auf
dieses  Tatbestandsmerkmal  (abgeleitet  aus dem Kriterium  des"Sollens")  -  grundsätzlich  auch  der
Anwendungsbereich  der Privilegierung  von Baustoffrecydinganlagen  nach § 35 Abs.l  Nr.  4
BauGB  eröffnet.

Auch  die weiteren  gesetzlichen  Voraussetzungen  des § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB  samt  einschrän-
kender  Anforderungen  der  Rechtsprechung  -  die diese  mit  der,,ausgleichsbedürftigen  tatbestand-
lichen  Weite  der  Vorschrift"  begründet  (grundlegend:  BVerwG  v 06.09.  1999-  4 B 74.99)  -, können
hier  grundsätzlich  erfüllt  sein:

(1) Als  gesetzliche  Voraussetzung  fordert  § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB  entweder  eine besondere  au-
ßenbereichsaffine  Zweckbindung  oder  nachteilige  Wirkungen  auf  die (lnnenbereichs-)  Umgebung:
Von letzteren  erfasst  sind  damit  insbesondere  Vorhaben,  die wegen  der  von ihnen  ausgehenden
Emissionen  oder  wegen  besonderer  Gefahren  nicht  im Innenbereich  untergebracht  werden  sollen.

Dies  ist bei  Baustoffrecyclinganlagen  generell  zu bejahen:  Baustoffrecyclinganlagen  sind  aufgrund
der  großen  Aufbereitungsmengen  - mineralische  Abfälle  stellen,  wie erwähnt,  den bei Weitem
größten  Abfallstrom  in Deutschland  dar  -  gekennzeichnet  durch  erheblichen  LKW-Verkehr  im Zu-
und  Abfahrtsbetrieb,  auf  dem Gelände  mit erheblichem  Massenumschlag  mit schweren  Bauma-
schinen  sowie  zur  Zerkleinerung  und  Sortierung  des Recyclingmaterials  durch  lautstarke  Brecher-
und  Siebanlagen  mit  nachfolgender  großflächiger  Haufwerks-Bildung.  Sowohl  die enorme  Flächen-

inanspruchnahme  als auch die Einhaltung  der  Anforderungen  zum Lärrnschutz  und  zum Schutz
vor  Staubemissionen  nach  BlmSchG  lassen  sich in Innenbereichen  trotz  hohem  technischen  Auf-
wand  kaum  realisieren.

(2) Einschränkendes  Merkmal  der  Rechtsprechung  ist zunächst,  dass  die zu privilegierenden  Vor-
haben  nur  singulären  Charakter  haben  dürfen,  d. h. nicht  in größerer  Zahl  zu erwarten  sind  und
dass  deshalb  nicht  vorausschauend  geeignete  Standorte  ausgewählt  werden  müssen,  sondern
eine  Beurteilung  des Einzelfalls  am Maßstab  öffentlicherBelange  genügt  (BVerwG  aaO).

Es ist nun keineswegs  zu erwarten,  dass  Baustoffrecyclinganlagen  nunmehr  gleichsam  aus dem
,,Boden  wachsen":  Wegen  der  komplexen  topographischen,  bautechnischen  und ökologischen
Vorgaben  und der  anlagentypischen  betrieblichen  Anforderungen  (verkehrliche  Anbindung,  leis-

tungsfähige  Energieversorgung,  Staubschutz,  Lärmschutz,  F1ächengre5ße)  ist nur  eine  sehr  selekti-
ve und  punktuelle  Standortauswahl  möglich.

Als  besonderer  Standortbezug  ist des Weiteren  zu fordern,  dass  Bauschuttrecyclinganlagen  ledig-
lich an fachlich  hierfür  prädestiniert  geeigneten  Standorten  das Außenbereichsprivileg  erfahren,
wie z. B. an bestehenden  und  im Einzelfall  geeigneten  Baustoffgewinnungsbetrieben  (z. B. Stein-

brüche,  Kiesgruben  oder  Betonmischanlagen)  mit großem  Flächendargebot  bei ausreichend  di-
mensionierter  Verkehrsanbindung.  (...)

Am vorgesehenen  Standort  des bestehenden  Kiesabbaus  östlich  Oberweilenbach  mit bestehender
Zuwegung  von der  Staatsstraße  ST 2084  sind diese  Voraussetzungen  erfüllt.

(3) Letztendlich  verlangt  die Rechtsprechung  zur  Begründung  eines  besonderen  Außenbereichs-
bezugs  eines  Vorhabens  noch  eine Rechtfertigung  gegenüber  der  primären  städtebaulichen  Ziel-
setzung  (Produktionsraum  für  die Landwirtschaft  und  Erholungsraum  für  die A1lgemeinheit)  derge-
stalt, dass  ausgehend  vom Gleichheitssatz  das Privileg  einer  bevorzugten  Außenbereichsnutzung
unter  Ausschluss  Dritter  nur  aus sachgerechtem  Grunde  eingeräumt  werden  darf. Insoweit  kann
aber  wiederum  auf  das  oben  ausführlich  begründete,  mit  verfassungsrechtlichem  Auftrag  versehe-
ne prioritäre  Interesse  am Baustoffrecycling  im Rahmen  geordneter  Kreislaufwirtschaft  Bezug  ge-
nommen  werden.
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Damit liegen gem. Schreiben  der Bayerischen  Staatsministerien  vom 04.10.2024  die Vorausset-
zungen  für eine baurechtliche  Privilegierung  der BaustoffrecycIinganIage  im Sinne von § 35 Abs. 1
Nr. 4 BauGB  vor.

Der Standort  wird von den Fachbehörden  befürwortet,  da er aufgrund  des Kiesabbaus  als vorbe-

lasteter  Standort  gilt und eine Einhaltung  des Anbindegebots  an Siedlungsflächen  aufgrund  des
Immissionsschutzes  nicht möglich  ist. (vgl. Stellungnahme  Untere  Immissionsschutzbehörde  vom
18.09.2024,  Stellungnahme  Regierung  von Oberbayern  vom 30.09.2024)

al

Insgesamt  kann festgehalten  werden,  dass im Hinblick  auf die umgebende  Infrastruktur  und  dem

benötigten  Flächenbedarf  keine geeigneteren  Alternativstandorte  für das Vorhaben  im Gemeinde-

gebiet  zur  Verfügung  stehen.

Die BaustoffrecycIinganIage  mit dem Brechen  und Klassifizieren  von Bauschutt  fällt unter die  Ge-

nehmigungspflicht  des BlmSchG.  Für den vorgesehenen  Sondergebietsstandort  werden  im Rah-

men des immissionsschutzrechtlichen  Genehmigungsverfahrens  Untersuchungen  zum  Schall-

schutz  und zur Luffreinhaltung  erstellt,  in denen  Maßnahmen  aufgezeigt  werden,  um die  geltenden
Immissionsrichtwerte  zum Schallschutz  einzuhalten.  Außerdem  erfolgt  eine Beschreibung  bzgl.  der

Anforderungen  zur  Luffreinhaltung.

Mit der Lage im Außenbereich  liegen keine besonders  schützenswerten  Wohn-  oder Büronutzun-
gen in unmittelbarer  oder mittelbarer  Nähe vor. Der gewählte  Standort  ermöglicht  eine konfliktfreie
Ansiedlung  des  Recyclingbetriebes.

Aresing,  den.i9..  ..'.Dl(a........

Klaus ier, Erster  Bürgermeister
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